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» Ostdeutschland muss auf 
Bildung und Innovation setzen «

1. Herr Brenke, vor 25 Jahren fiel die Mauer. Im wieder-
vereinigten Deutschland stand den neuen Bundes-
ländern ein wirtschaftlicher Aufholprozess bevor, 
der kaum größer sein konnte. Wie weit konnte der 
wirtschaftliche Rückstand Ostdeutschlands in diesem 
Vierteljahrhundert aufgeholt werden? Der Rückstand 
konnte zu einem guten Teil aufgeholt werden. Damals 
wollte man möglichst rasch das Leistungsniveau des 
Westens erreichen. Gemessen an diesen Erwartungen 
hat man ungefähr drei Viertel des Weges erreicht, denn 
die Wirtschaftsleistung je Einwohner beträgt aktuell 
rund drei Viertel des westdeutschen Wertes. Allerdings 
verläuft der Aufholprozess nach einer starken Anfangs-
phase mittlerweile nur noch sehr schleppend. 

2. Warum ist der Aufholprozess ins Stocken geraten? Man 
hat in vielen Bereichen aufgeholt. Wir hatten Mitte 
der 90er Jahre einen regelrechten Bauboom, der brach 
dann weg. Die Bauwirtschaft hat dann mehr als ein 
Jahrzehnt eine Talfahrt erlebt. Es gab einen kräftigen 
Aufholprozess bei den Dienstleistungen, von denen 
es systembedingt in der DDR wenig gab. Die Dienst-
leistungen, beispielsweise der Tourismus, sind weiter 
kräftig gewachsen. Auch die Industrie hat in den letzten 
Jahren durchaus kräftig aufholen können. Das Problem 
ist jedoch, dass die Produktivität, also die Leistung pro 
Erwerbstätigen, in Ostdeutschland zu gering ist und im 
Vergleich mit Westdeutschland stark hinterherhinkt. 

3. Waren die Erwartungen nach der Wende zu hoch? 1989 
waren die Erwartungen sehr hoch. Man meinte, man 
könnte zu einer der wettbewerbsstärksten Ökonomien 
der Welt rasch aufschließen. Aber Ostdeutschland ist 
ein traditionell dünn besiedeltes Gebiet und musste ver-
kraften, dass die Wirtschaftsbasis nach der Währungs-
union weitestgehend zusammenbrach. Man musste 
schnell eine neue Wirtschaftsbasis schaffen. Das geht 
nicht in wenigen Jahren und, wie sich nun gezeigt hat, 
in einer Generation. Ostdeutschland hat im Vergleich 
zu Westdeutschland zu wenig größere und mittlere Un-
ternehmen, die auf überregionalen Märkten eine große 
Rolle spielen. 

4. Die Arbeitsmarktlage in Ostdeutschland hat sich in den 
letzten Jahren verbessert. Ist das nicht auch ein positives 
Signal? Die Arbeitsmarktlage hat sich verbessert; das 
ist sicher ein positives Signal. Dadurch ist auch die 
Abhängigkeit der privaten Haushalte von Sozialtrans-
fers deutlich gesunken. Das hängt aber nicht unbedingt 
nur damit zusammen, dass die Beschäftigungsentwick-
lung besonders gut war. Die Beschäftigung hat zwar 
angezogen, aber vor allen Dingen macht sich in den 
neuen Bundesländern nun bemerkbar, dass die Zahl der 
Einwohner weniger wird und damit auch die Zahl der 
Personen, die einen Job nachfragen. Das heißt, der Ab-
bau der Arbeitslosigkeit ist leider nicht nur ökonomisch 
begründet, sondern auch demografisch.

5. Wie ist die Entwicklung bei den Einkommen? Die Ein-
kommen haben sich dem westdeutschen Niveau stärker 
genähert als die Wirtschaftsleistung. Man hat aber 
immer noch einen relativ großen Einkommensanteil, der 
aus Sozialtransfers gespeist wird. Bei den selbständi-
gen und den Vermögenseinkommen und auch bei den 
Löhnen liegt Ostdeutschland noch weit zurück. Bei den 
verfügbaren Einkommen hingegen haben die neuen 
Bundesländer mittlerweile einen Wert von deutlich über 
80 Prozent des westdeutschen Niveaus erreicht. Aller-
dings ist der Aufholprozess zum Stillstand gekommen.

6. Der Solidarzuschlag soll im Jahr 2019 auslaufen. Ist das 
zu früh? Ich glaube nicht, dass das zu früh ist. Der Solidar-
zuschlag sollte helfen, den Aufbau Ost zu finanzieren. 
Deshalb sind viele Mittel insbesondere in den Ausbau 
der Infrastruktur geflossen, wodurch in Ostdeutschland 
eine sehr moderne Infrastruktur entstanden ist. Das war 
ja auch nötig. Mittlerweile ist die Infrastruktur in den 
neuen Bundesländern in vielen Bereichen moderner als in 
Westdeutschland. Daher gibt es, was diese Förderung an-
belangt, eigentlich keinen Grund mehr, für Ostdeutschland 
noch besondere Mittel bereitzustellen. Weil die Infrastruk-
tur auf einem hochmodernen Stand ist, gibt es eigentlich 
auch keinen Grund mehr, besonders hohe Unternehmens-
subventionen auszuschütten, denn Standortnachteile ha-
ben die Unternehmen in den neuen Bundesländern nicht.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Karl Brenke ist Wissenschaftlicher Refe-
rent im Vorstandsbereich des DIW Berlin.
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